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INLAND 

Verständnis für 
Kritik 
In einem Interview bekundet 
Erzbischof Wolfgang Haas 
Verständnis für die Kritiken in 
letzter Zeit. Seite "4 

UMWELT-EXTRA 

Gletscher 
geschmolzen 
Die Gletscher in den mittel
europäischen Alpen sind im 
letzten Jahr weiter geschmol
zen. Seite 7 

Wichtige Solidarität 
Solidarität heisst 
für Landtagsvize-' 
Präsident Otmar 
Hasler «ein Ver
pflichtetsein. auf 
das Ganze, was 
wiederum gegen
seitige Rücksicht
nahme und das 
Streben nach Aus
gleich j n '  sich 
schliesst». So ver
standen sei Solida
rität «Vorausset
zung und Grund

stock jeder Gemeinschaft». Sie könnte seiner 
Auffassung nach gerade im Kleinstaat ausge
prägt verwirklicht werden. «Sind wir der Soli
darität nicht mehr fähig», so Otmar Hasler in 
seinen Gedanken zum Jahreswechsel, «werden 
Kräfte der Einzelinteressen überhand nehmen, 
werden Polarisierung und das Auseirianderstre-
ben einzelner Egoismen die Auflösung des 
Staatsgebildes unumkehrbar in die Wege lei
ten». Für das neue Jahr wünscht er  allen den 
Mut, anstehenden Problemen mit der notwen
digen Klarheit zu begegnen und sie im Lichte 
der langfristig besten Lösung einer Entschei-
dung^üzTIfifliren;"'*'"" Seite 3 

Erfreuliches Ergebnis 
Die Liechtensteinische Landesbank A G  hat 
sich, so Generaldirektor Prof. Dr. Rene Kästli 
gegenüber dem VOLKSBLATT, im Jahr 1997 
«über Erwarten günstig entwickelt». Bilanz
summe, verwaltete Kundenvermögen, Be
triebsergebnis und Gewinn würden allesamt 
höchst erfreuliche Zuwachsraten aufweisen. 
Die angekündigte Reduktion des Staatsanteils 
von 84 auf 68 Prozent wird nach seinen Worten 
für die LLB verschiedene Vorteile bringen. 
Gleichzeitig werde damit ein Signal gesetzt, 
«dass Politik und Bank im Grunde genommen 
wenig gemeinsam haben». Seite 5 

Frischer Wind bei Coop 
A m  1. Januar 1998 wurde die Fusion von Coop 
Graubünden-Sarganserland mit Coop Ost
schweiz vollzogen. Coop Ostschweiz wird neu 
einen Umsatz von zirka 835 Mio. Franken mit 
80 Verkaufsstellen und 2900 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern aufweisen. Ebenfalls auf den 
1. Januar 98 wechselte die Direktion von Coop 
Ostschweiz von Karl Germann auf Livio Bon-
tognali. Seite 9 .  

Moi hat Nase vorn 
NAIROBI: Der  kenianische Präsident Daniel 
arap Moi bleibt wahrscheinlich für weitere fürif 
Jahre im Amt. Nach der  umstrittenen Wahl von 
Präsident und Parlament zeichnete sich am 
Freitag ein unemholbarer Vorsprung Mois ab; 
seine Partei Kanu drohte aber ihre parlamenta
rische Mehrheit zu verlieren. Nach inoffiziellen, 
vom Fernsehsender KTN gemeldeten Ergeb
nissen nahm Moi die 25-Prozent-Hürde wie vor
geschrieben in fünf der acht Provinzen und lag 
ausserdem mit knapp 370 000 Stimmen vor sei
nem schärfsten Rivalen Mwai Kibaki. Seite 15 

Sege^achten in Brand 
gesetzt 
ZÜRICH/BERN: Zwölf Segeljachten an der 
Zürcher Goldküste und sechs Motorboote am 
Genfersee sind über die Feiertage durch 
Brandsätze zerstört worden. In Roggwil (BE) 
richteten Brandstifter Schaden von über 
300 000 Franken an, und in Richterswil (ZH) 
wurde ein Mann bei einem Christbaumbrand 
schwer verletzt. Seite 16 

Kommt die Strassengebühr? 
Regierung in Abklärungen mit EWR-Behörden - Näheres für März angekündigt 

Die Regierung will sich" im 
kommenden März näher zur 
Frage äussern, ob auch in 
Liechtenstein eine Gebühr für 
die Benutzung des Strassen-
netzes erhoben werden könnte 
oder nicht. An die Einführung 
einer eigenen FL-Vignette 
wird aufgrund des grossen ad
ministrativen Aufwandes aber 
offensichtlich nicht gedacht, 
sondern eher an eine Anwen
dung der Nachbarschaftsvig
netten. 
Seit 1985 besteht in der Schweiz be
reits die Vignettenpflicht. Für das 
angebrochene Jahr 1998 kostet die 
Autobahn-Vignette wieder 40 Fran
ken. Auch in Österreich bleibt der 
Preis für das Jahrespickerl unverän
dert bei 550 Schilling (rund 65 Fran
ken). 

Mögliche finanzpolitische Mass
nahmen, um den Verkehr auf den 
Liechtensteiner Strassen zu steuern 
bzw. einzudämmen, werden auch im 
kürzlich veröffentlichten Verkehrs
bericht 1997 der Regierung aufgeli
stet. Im Vordergrund steht dabei er-
wartungsgemäss die Erhebung ge

wisser SÄ^ssengebühren, in der. un
ser Land Allerdings nicht völlig frei 
ist. Laut Bericht sind diesbezüglich 
nämlich ein Notenaustausch mit der 
Schweiz (über die Erhebung einer 
Schwerverkehrsabgabe und die Ab
gabe für die Benützung der Natio
nalstrassen) und eine EU-Richtlinie 
(über die Besteuerung bestimmter 
Kraftfahrzeuge zur Güterbeförde
rung sowie die Erhebung von Maut-
und Benutzungsgebühren für be
stimmte Verkehrswege) zu beach
ten. 

Rechtliche Probleme 
Die Einführung der Vignette in 

der Schweiz hatte zur Folge, dass 
vermehrt ausländische - vor allem 
deutsche - Autofahrer auf das liech
tensteinische Strassennetz auswi
chen und noch immer ausweichen,. 
um Schweizer Autobahnen zu um
fahren und so die entsprechenden 
Gebühren einzusparen. Dieses Pro
blem des Ausweichverkehrs tritt im 
übrigen . auch in verschiedenen 
Bündner Gemeinden auf. Die Ein
führung einer; liechtensteinischen 
Gebühr könnte zur Reduktion die
ses Verkehrs führen. Laut Regie
rung müsste die Gebühr, falls sie 

Findet die Schweizer Vignette bald 
auch au f  dem Liechtensteiner Stras
sennetz Anwendung? 

Wirkung zeitigen solle, aber minde
stens ebenso hoch wie diejenige für 
die Schweizer Autobahnvignette 
sein. 

Die Erhebung einer eigenen 
Strassengebühr wäre allerdings mit 
einem grossen administrativen Auf
wand verbunden. Nach Meinung 
der Regierung sollten daher, wenn 
eine derartige Massnahme über
haupt in Betracht gezogen würde, 
«vorzugsweise die Schweizer Auto
bahnvignette und. das österreichi
sche Jahrespickerl für die Benut
zung des liechtensteinischen Stras-

sennetzes verlangt werden». Dieses 
Vorgehen wirft laut Bericht aber 
noch verschiedene rechtliche Pro
bleme auf, die derzeit mit den 
EWR-Behörden abgeklärt würden. 
Die Regierung kündigte an, dass sie 
hierzu im März 1998 nähere Aus
führungen machen werde. 

Erhebung einer Maut? 
Wenig Erfolg verspricht sich die 

Regierung von der möglichen Ein
hebung einer Mautgebühr. Zur  Ent
lastung des Unterlandes vom Tran
sitverkehr könnte man zwar gewisse 
Strecken (z.B. jene von der Grenze 
in Richtung Nendeln bis zur Ab
zweigung nach Mauren und zurück) 
mit einer Maut belegen. Dies würde 
jedoch höchstwahrscheinlich orts
kundige Fahrer auf Ausweich
strecken drängen und dort für 
Überlastungen sorgen. Ausserdem 
würde der internationale Durch
gangsverkehr nach Einschätzung 
der Regierung wenig beeinflusst, 
weil pro Einzelfahrt nur geringe Be
träge verlangt werden könnten, die 
keine abschreckende Wirkung hät
ten. Und schliesslich wäre auch der 
administrative Aufwand in jedem 
Fall beträchtlich. Manfred Öhri 

Herzlichen 
Glückwunsch! 
Das Liechtensteiner Neujahrsbaby 
1998 kommt aus Triesenberg. A m  1. 
Januar um 4.21 Uhr erblickte der 49 
cm grosse und 3560 Gramm schwe
re Florian Max im Spital Grabs das 
Licht der Welt. Eigentlich hatten die 
Eltern, Dunja und Marco Marxer, 
ihren zweiten Sprössling bereits Mit
te Dezember erwartet. Dann erhoff
ten sie sich für  ihren zweijährigen 
Dominik ein Christkind. Doch der 
Nachwuchs Hess sich Zeit und er
reichte so, der Erste im neuen Jahr 
z u  sein. Davon merkt Klein-Florian 
allerdings noch nichts. «Er schläft 
viel», erzählte die glückliche Mutter, 
und der stolze Vater buchstabierte 
mit Freude seinem Ältesten vor, wie 
das Brüderchen heisst. Der hätte 
zwar schon am liebsten mit dem 
Kleinen gespielt, doch dazu wird er 
zuhause noch ausreichend Gelegen
heit haben. Z u m  Nachwuchs gratu
lieren wir der Familie Marxer recht 
herzlich und wünschen ihr ein 
glückliches neues Jahr. (Bild: vito) 

Wirbel um Cotti-Aussagen 
Israels Botschafter und Cultusgemeinde protestieren 

BERN: Ein Jahr nach der Affäre 
um ein Interview von Jean-Pascal 
Delamuraz ist auch Bundespräsi
dent Flavio Eotti wegen Aussagen 
zur Nazizeit vom Jüdischen Welt-
kongress scharf kritsiert worden. Is
raels Botschafter in Bern und jüdi
sche Kreise in der Schweiz wiesen 
die Attacke aus New York aber 
scharf zurück. 
Cotti hatte Verständnis gezeigt für 
die Verärgerung vieler Schweizer 
wegen unangebrachter Attacken 

gegen die Haltung der Schweiz in 
der Frage der nachrichtenlosen Ver
mögen aus der  Zeit des Zweiten 
Weltkriegs. «Diese Attacken kom
men aus ganz bestimmten Gebie
ten, zum Beispiel von der Ostküste 
der USA und ganz speziell aus New 
York», hatte Cotti in einem Inter
view der «Tribüne de Genfcve» vom 
Silvester gesagt. Einen regelrechten 
Wirbel löste dann Kaiman Sultanik, 
einer der Vizepräsidenten des Jüdi
schen Weltkongresses (WJC), aus. 

E r  verglich Cottis Worte mit Aussa
gen des früheren Nazi-Offiziers und 
österreichischen Bundespräsiden
ten Kurt Waldheim. Wort für Wort 
hätte dieser früher dasselbe gesagt. 
Auch Waldheim habe sich als Opfer 
von «Interessengruppen in New 
York und der Lobby der amerikani
schen Ostküste» bezeichnet. Israels 
Botschafter in der Schweiz, Yitz-
chak Mayer, zeigte sich am Neu
jahrstag auf Anfrage der A P  empört 
und bedauerte Sultaniks Angriff. 

Neue Chefs für 
Beamte 
BERN: Mit dem neuen Jahr haben 
viele Bundesbeamten einen neuen 
Chef oder eine neue Chefin erhal
ten. Als Folge der Regierungs- und 
Verwaltungsreform werden zahlrei
che Bundesämter umgeteilt oder 
aufgelöst. Umlernen muss die Öf
fentlichkeit: Das EMD heisst künf
tig VBS, aus EVED wird UVEK, 
und das Biga verschwindet. Mit 
neuen Gesetzen kann der  Bundes
rat die Verwaltung ohne Zustim
mung des Parlaments so organisie
ren, wie er es für zweckmässig hält. 


